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DIE INSTITUTIONELLEN AUSSENBEZIEHUNGEN 

DER DEUTSCHSPRACHIGEN GEMEINSCHAFT SEIT 

DEN 1970ER JAHREN 

NOTWENDIGE ÖFFNUNG ODER 
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Die zweite und vor allem die vierte Staatsreform 

haben den Regionen und Gemeinschaften in Belgi¬ 
en weitgehende Befugnisse im Bereich der Außen¬ 
beziehungen übertragen. Diese Möglichkeit wurde 
zunächst vor allem innerbelgisch genutzt. Schnell 
richtete sich das Augenmerk auf die grenzüber¬ 
schreitende Zusammenarbeit, von der man sich 
konkrete Erleichterungen für die Grenzbevölke¬ 
rungen versprach. Die 1990er Jahre brachten für 
die Deutschsprachige Gemeinschaft eine institu¬ 
tionelle und strategische Wende - die zunehmende 
Intensität und die Reichweite der Außenbeziehun¬ 

gen gerieten in den 2000er Jahren mehrfach zum 
Gegenstand politischer Auseinandersetzungen. 
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Wer die Geschichte der institutioneilen Außenbeziehun¬ 

gen der heutigen Deutschsprachigen Gemeinschaft (DG) 
verstehen will, stellt fest, dass es dabei verschiedene Kon¬ 
texte zu berücksichtigen gilt: Die Föderalisierung Belgiens, 
die institutioneile Entwicklung der DG, die grenzüber¬ 
schreitende Zusammenarbeit und die europäische Integra¬ 
tion sind dabei die wichtigsten. Zudem wird deutlich, dass 
allgemeine Merkmale der DG wie Kleinheit, Grenzlage und 
Sprachenpolitik zum Tragen kommen. In der Herangehens¬ 
weise spiegeln sich auch die diesen Band durchziehenden 
Fragestellungen: Welche Rolle spielen Vergangenheits- und 
Überforderungsangst in der Artikulierung, Erarbeitung 
und Realisierung von institutioneilen Kontakten nach au¬ 
ßen? Welche Chancen und Potenziale gehen damit einher? 

Im Folgenden möchten wir die institutionelle Entwick¬ 
lung der Außenbeziehungen in ihrem politikgeschicht¬ 
lichen Kontext nachzeichnen. Im Mittelpunkt steht dabei, 
welche Strategien verfolgt wurden und welche Vorstellun¬ 
gen des Anderen dahinterstehen. Die Selbstverständlich¬ 
keit, mit der ein Großteil der Bevölkerung täglich Grenzen 
überschreitet und mit anderen Sprachen in Kontakt ist, war 
auch in den Vorstellungen der politischen Akteure stets 
präsent. Inwiefern daraus konkrete politische Handlungen 
abgeleitet werden konnten, war jedoch weitaus weniger 
selbstverständlich, wie das Beispiel der Beziehungen zur 
Euregio Maas-Rhein verdeutlicht. 

ln diesem Beitrag argumentieren wir, dass sich die Ge¬ 
schichte der Außenbeziehungen der DG von 1973 bis in die 
Gegenwart in zwei große chronologische Blöcke teilen lässt: 
vor und nach der vierten Staatsreform von 1994. Seitdem 

gilt das Prinzip in foro interno, in foro externo, laut dem ein 
belgischer Teilstaat die Außenbeziehungen in seinen Zu¬ 
ständigkeitsbereichen ausüben und organisieren darf - dies 
beinhaltet nicht zuletzt das Recht auf Vertragsabschlüsse 
mit ausländischen Gebietskörperschaften.1 In den Zeit¬ 
raum von 1973 bis 1994 fallen wichtige Wegmarken, vor 
allem die eigene Regierung („Exekutive") im Jahr 1984. Der 
Ministerpräsident verfügt seitdem immer auch über die 
„Außenbeziehungen“ in seinem Portfolio. In die Zeit nach 
1994 fallen die Europäisierung und Diplomatisierung der 
Außenbeziehungen mit der Errichtung von Vertretungen in 
Brüssel (2005) und Berlin (2008). Nicht zuletzt geben seit 
2008 die Regionalen Entwicklungskonzepte auch bei den 
Außenbeziehungen den inhaltlichen Takt vor. 

Während die Politik daran arbeitete, auf Verwaltungsebene 
über Abkommen einen Mehrwert für die deutschsprachigen 
Belgier zu erzielen, arbeitete die CSC im Rahmen ihres Grenz¬ 
gängerdienstes seit 1968 an einem Abbau von Hürden für 
Arbeitnehmer. Erster Sekretär des Dienstes war der Mürringer 
Eddy Klöcker (2. von links). 

Über fünf Jahrzehnte gab es auch Kontinuitäten. Dazu 
gehört zuerst die vielbeschworene Brückenfunktion zwi¬ 
schen Belgien und Deutschland, deren rhetorische Mobili¬ 
sierung jedoch nicht immer mit politischen Handlungen 
einherging. Dazu gehört auch die immer wieder gestellte 
Frage nach Kosten und Nutzen der Beziehungen zu auslän¬ 
dischen Partnern, wobei konkrete Resultate nicht immer 
messbar waren. Dem omnipräsenten Diskurs, laut dem 
Einigelung für eine Grenzregion keine Option sei, stand 
immer auch die Befürchtung gegenüber, sich zu überheben. 
Eine weitere Konstante ist der hohe Stellenwert der Kultur 

in der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit, auch wenn 
er mit der Zeit gegenüber anderen Faktoren der Standort¬ 
politik an Bedeutung einbüßte. 

Die Analyse der institutionellen Außenbeziehungen der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft war bisher vor allem Sa¬ 
che von Politikwissenschaftlern und involvierten Akteu¬ 

ren.2 Eine historische Perspektive liegt bislang nicht vor. 
Der vorliegende Beitrag wird diese Lücke nicht gänzlich 
schließen können. Indes trachtet er danach, einen ersten 
Überblick und entscheidende Entwicklungsmomente und 
-pfade aufzuzeigen und zur weiteren Auseinandersetzung
mit den Außenbeziehungen der DG anzuregen.
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Erste Vorstellungen 

In seiner Rede zur Eröffnung der neuen Sitzungsperiode 
des Rates der deutschen Kulturgemeinschaft (RdK) präsen¬ 
tierte Ratspräsident Albert Gehlen (CSP) im Oktober 1979 
einige grundsätzliche Überlegungen zu den Außenbezie¬ 
hungen in der Grenzregion: 

„Bisher wurde in den kulturellen Auslandsbeziehungen zu 
deutschsprachigen Ländern dem besonderen Interesse 
unserer Gemeinschaft kaum Rechnung getragen. Auch 
hier wird sich in den nächsten Jahren einiges ändern, 
wobei bestimmt von allen Seiten mit Entgegenkommen 
gerechnet werden muß. [...] [In] meiner Zielsetzung ist 
eine eindeutige Bejahung des europäischen Gedankens zu 
sehen. Ich begrüße jede Form europäischer Integration 
und alle Euregio-Initiativen, stehe aber auf dem Stand¬ 
punkt, daß man supranational nur denken und arbeiten 
kann, wenn man gleichzeitig national - ohne daß dieser 
Begriff mißverstanden werden soll - denken und arbeiten 
will. [...] Das Mitwirken an einer Entwicklung der 
Grenzregion ist eine konkrete Aufgabe, an deren Lösung 
mitzuwirken wir interessiert sind, weil wir deutschspra¬ 

chige Belgier überzeugt sind, daß wir aufgrund der Dinge, 
wie sie sich hier im Grenzland darstellen, besondere 
Voraussetzungen dafür mitbringen. “3 

An dieser Rede lassen sich Kontext, Chancen und Her¬ 
ausforderungen der institutionellen Positionierung des RdK 
in der Frage seiner Außenbeziehungen am Ende der 1970er 
und zu Beginn der 1980er Jahre skizzieren. Die beiden ers¬ 
ten Staatsreformen eröffneten der deutschen Kulturge¬ 
meinschaft in ihrer Kernbefugnis Kultur neue 
Möglichkeiten zur Zusammenarbeit mit Partnern in der 
Bundesrepublik.4 Dabei bildete das deutsch-belgische Kul¬ 
turabkommen von September 1956 weiterhin den Rahmen, 
dessen Begrenzung der Handlungsspielräume jedoch man¬ 
ches Mal in der Diskussion stand.5 Auch andere Themen 

wie die Anerkennung deutscher Hochschuldiplome in Bel¬ 
gien waren bereits seit 1973 Dauerbrenner in den parla¬ 
mentarischen Debatten. Die neue auswärtige Kulturpolitik 
zeitigte vor allem Wirkung in der Region; Gehlens Hoff¬ 
nung, dass sie ihr gegenüber den anderen beiden Sprachge¬ 
meinschaften eine größere Sichtbarkeit verleihen könne, 
erwies sich als verfrüht. Erste Schritte erfolgten jedoch. So 
stattete im Mai 1978 mit dem bundesdeutschen Diplomaten 

Neben den Außenbeziehungen der Deutschsprachigen Gemeinschaft gab es auch wichtige andere Initiativen, 
die die grenzüberschreitende Zusammenarbeit stärken wollten. Das trifft beispielsweise auf die 1955 gegründete Europäische 

Vereinigung für Eifel und Ardennen zu, die 1980 ihr 25jähriges Bestehen feierte und das europäische Bewusstsein in Eifel, 
Ardennen und Ösling stärken wollte. 
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Wichtige Erinnerungsorte der ostbelgischen Außenbeziehungen sind die Dreiländerecke in Ouren (Bild) und bei Gemmenich, auch 
wenn letzteres nicht auf dem Gebiet der Deutschsprachigen Gemeinschaft liegt. 

Peter Limbourg erstmals ein ausländischer Botschafter dem 
RdK einen offiziellen Besuch ab. Der Grenz-Echo-Bericht 

war überdeutlich: „Eupen - Mittlerrolle im Europa der 
Regionen“.6 Der Botschafter meldete nach Bonn: 

„Nach meinem Besuch in den Ostkantonen können 
unsere Beziehungen zu der deutschen Kulturgemeinschaft 
Belgiens nunmehr auch als formal geordnet [...] betrach¬ 
tet werden. So gesehen war mein Besuch in den Ostkan¬ 
tonen mehr als nur zeitlich richtig, er war notwendig 
geworden. “7 

Der Besuch besaß eine doppelte belgisch-deutsche Di¬ 
mension, die sowohl die institutioneile Gegenwart der 
deutschen Kulturgemeinschaft als auch die, so der Bot¬ 
schafter, „problematische Vergangenheit"8 betraf, die kein 
Hindernis bei der beiderseitigen Zusammenarbeit mehr bil¬ 
den sollte. Dies war alles andere als eine Selbstverständ¬ 

lichkeit, wie die Zukunft zeigte; die grenzüberschreitende 
Zusammenarbeit war immer auch ein Gradmesser für die 

ambivalenten Beziehungen zum deutschen Nachbarn.9 Die 
Grenz-Echo-Überschrift thematisierte eine dritte Dimen¬ 

sion: Die Rede vom „Europa der Regionen“10 war Ende der 
1970er Jahre en vogue, wie auch Gehlens Ausführungen 
zeigten, die gerade von der regionalistischen PDB begrüßt 
worden waren.11 

Grenzüberschreitende Zusammenarbeit 

Seit den 1960er Jahren hatte die Zahl der grenzüber¬ 
schreitenden Initiativen stetig zugenommen, bereits 1971 
war die Arbeitsgemeinschaft Europäischer Grenzregionen 
(AGEG) gegründet worden, der unter anderem die erste Eu- 
regio, eine neue Form der grenzüberschreitenden Zusam¬ 
menarbeit an der deutsch-niederländischen Grenze, und 
die Saarlor-Region (ab 1980 Saar-Lor-Lux) als Gründungs¬ 
mitglieder angehörten.12 1976 entstand im deutsch-nieder- 
ländisch-belgischen Grenzraum eine Arbeitsgruppe, aus 
der die heutige Euregio Maas-Rhein hervorgegangen ist. 

Zwei Legitimationsdiskurse waren bei der Schaffung die¬ 
ser Zusammenschlüsse bestimmend: zum einen ein idealis¬ 

tischer Diskurs, nach dem Grenzen in der EG zu 
überwindende „Narben der Geschichte“13 seien und häufig 
Hindernisse für die Entfaltung des Potenzials der Grenzre¬ 
gionen darstellten.14 Zum anderen wurden viele dieser 
Grenzregionen im Laufe der 1970er und 1980er Jahre vom 
Strukturwandel und vom Verlust industrieller Arbeitsplätze 
erfasst. Um diese Entwicklungen aufzufangen, wurde vor 
Ort, aber auch im Europäischen Parlament häufig ein Mehr 
an grenzüberschreitender Zusammenarbeit propagiert. So 
forderte beispielsweise der SeP-Abgeordnete im Rat der 
Deutschsprachigen Gemeinschaft (RDG) Josef Schuma¬ 
cher in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre regelmäßig die 
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institutioneile und strategische Stärkung eines „euregiona- barkeit der deutschsprachigen Belgier im Inland erhöhen 
len Arbeitsmarktes“.15    sollten.21 

Die langsame Verbreitung der Diagnose einer Struktur¬ 
schwäche von Grenzregionen, die auf deren Lage an der Pe¬ 
ripherie der Nationalstaaten zurückgeführt wurde, erfolgte 
seit den 1970er Jahren auch im Europäischen Parlament. 
Dabei waren es vor allem Mitglieder aus den Reihen der 
AGEG, die diese Botschaft transportierten und dafür sorg¬ 
ten, dass europäische Regionalpolitik nicht mehr nur auf 
sozioökonomische Disparitäten der einzelnen Mitglied¬ 
staaten beschränkt blieb, sondern deren grenzüberschrei¬ 
tende Dimension miteinbeziehen sollte. Ein Meilenstein in 
dieser Hinsicht war der 1976 verabschiedete Gerlach-Be-

richt, der vor allem am Beispiel der Euregio Maas-Rhein die 
verkehrsinfrastrukturellen Probleme von Grenzregionen 
beleuchtete und europarechtliche Instrumente zur Institu¬ 
tionalisierung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit 
im supranationalen Rahmen der EWG vorschlug. Auch 
wenn Kommission und Ministerrat bei der konkreten Um¬ 

setzung auf der Bremse standen, kann der Bericht des deut¬ 
schen Sozialdemokraten als Agenda-Setter gelten.16 Beim 
Thema des Berichts handelte es sich auch um ein Haupt¬ 
problem zwischen Maas und Rhein, das auch ostbelgische 
Aspekte umfasste. Daher steckte etwa der christlich-soziale 
Abgeordnete Willy Schyns einen Großteil seiner Energie als 
Mitglied der Parlamentarischen Versammlung der EWG 
von 1977 bis 1979 in diese Materie.17 

Welcher Umgang mit den Außenbeziehungen? 

Bis zu den Ostbelgiengesetzen Ende 1983 waren die 
Kulturminister der Französischen und Flämischen Ge¬ 
meinschaften als Exekutive für die Erlasse mit Verord¬ 

nungscharakter der DG im kulturellen Bereich zuständig.18 
Mit der Einsetzung der „eigenen“ Exekutive im Januar 1984 
gehörten diese Zeiten der Vergangenheit an. Klare Akzente 
setzten die ersten Regierungen vor allem im Bereich Touris¬ 
mus. Allerdings zeigten sich die administrativen Schwierig¬ 
keiten grenzüberschreitender Politik, zumal hier 
unterschiedliche Interessenlagen zwischen der Eifel und 
dem Eupener Land sichtbar wurden.19 Das Beispiel der Re¬ 
aktivierung der Vennbahn zu touristischen Zwecken ver¬ 
deutlichte darüber hinaus, dass Nachhaltigkeitseffekte 
nicht garantiert waren.20 Rasch angeschoben wurden auch 
Kooperationsabkommen mit den beiden großen Sprachge¬ 
meinschaften, die im Rahmen von Kulturwochen die Sicht-

Insgesamt galt für die Außenbeziehungen, dass sich die 
konzeptionelle Arbeit vom Rat in Richtung Regierung ver¬ 
schob.22 Unter den Ministerpräsidenten Bruno Fagnoul 
(PFF; 1984-1986) und Joseph Maraite (CSP; 1986-1999) 
zeigte sich jedoch, dass eine Strategie erst noch erarbeitet 
werden musste, die von einer personalen Politik gutnach¬ 
barlicher Zusammenarbeit zu einem strukturierteren 

Ansatz führte. Viele Probleme lagen in der Natur grenz¬ 
überschreitender Zusammenarbeit, die von den Gemein¬ 
den bis zu den Nationalstaaten eine Vielzahl administrativer 

und juristischer Ebenen betrifft. 

ARCHÄOLOGISCHE DENKMALPFLEGE 
IN DER EUREGIO MAAS-RHEIN 

RELEVES D EMPREINTES 1 
LA PROTECTION DES VESTIGpS ARCHEOLOGIQUES 
DANS L'EUREGIO MEUSE-RHiN 
SPEURWERK 
ARCHEOLOGISCHE MONUMENTENZORG 
IN DE EUREGIO MAAS-RUN 

14. 7. - 13. 9. 1992
AACHEN «MV/nLIN

HISTORISCHES RATHAUS 
Öffnungszeiten: 
Montag-Sonntag 10-18 Uhr l 
Donnerstag    10-21 Uhr i h'* T*' 
Eine Ausstellung des landschaftsverbandes Rheinland -
Rheinisches Amt für Bodendenkmalpflege/Rheinisches Landesmuseum Bonn 
in Verbindung mit dem Instituut voor het Archeologisch Patrimonium 
van de Vlaamse Gemeenschap. dem Service des Fouilles de la Region Wallonr 
der Exekutive der deutschsprachigen Gemeinschaft Belgiens. 
dem Rijksdienst voor het Oudheidkundig Bodemonderioek, 

unter der Schirmherrschaft der Generalsekretär^ des 
Europarates und des Ministers für Stadtfrntwicklung und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

iGDVEGLAl I0BRF 
| Kompetenz in Glas BELGISCHER 

+RUNDFUNK 

Sowohl die Euregio Maas-Rhein als auch die Großregion 
SaarLorLux unterstützen grenzüberschreitende Projekte auf 

unterschiedlichen Ebenen. Hierzu nutzen sie Fördermittel der 

Europäischen Union oder ihrer Mitglieder. 
Ziel der Organisationen ist es, die grenzüberschreitende 

Zusammenarbeit zu stärken und Hindernisse für den grenz¬ 
überschreitenden Kontakt abzubauen. 



Klärungsprozesse 

Der Aufnahme der DG in die Euregio Maas-Rhein ging 
ein langjähriger Klärungsprozess voraus. Bereits 1976 hatte 
die PDB einen Resolutionsvorschlag unterbreitet, der for¬ 
derte, „daß der Rat der deutschen Kulturgemeinschaft bei 
der Schaffung der Euregio beteiligt wird, zumal das Gebiet 
deutscher Sprache ein ideales Bindeglied über die Grenzen 
hinweg darstellen kann“.23 Dieser Vorschlag wurde zwar an 
den RdK-Kulturausschuss verwiesen, jedoch nie behandelt. 
Die PDB schloss aus der Tatsache, dass die Euregio in der 
kulturellen Zusammenarbeit aktiv werden wollte, dass die 
deutsche Kulturgemeinschaft ein selbstverständliches 
(Voll-)Mitglied der Euregio sein müsse. CSP, PFF und SP sa¬ 
hen dies nicht so, vielmehr decke die Mitgliedschaft der 
Provinz Lüttich auch das Gebiet deutscher Sprache ab. Ins¬ 
gesamt betrachteten sie die Euregio Maas-Rhein eher als 
einen Lebensraum, in dem viele grenzüberschreitende Ini¬ 
tiativen auf verschiedenen Ebenen Platz haben konnten, 
denn als zusammenhängenden politischen Gestaltungs¬ 
raum. Dies bedeutete keine vollständige Ablehnung: So 
nahm Kulturhauptinspektor Firmin Pauquet als Vertreter 
des deutschen Sprachgebiets an den Sitzungen der Kultur¬ 
kommission der Euregio teil.24 

Die EG begann Anfang der 1980er Jahre verstärkt, finan¬ 
zielle Mittel an strukturschwache Grenzregionen auszu¬ 
schütten. Auf Initiative des Bundes und des Landes 

Nordrhein-Westfalen begannen 1981 entsprechende Be¬ 
darfsanalysen, an denen der Regierungsbezirk Köln und die 
beiden limburgischen Provinzen beteiligt waren, nicht je¬ 
doch die Provinz Lüttich. Da die EG-Mittel die Wirtschafts¬ 

förderung betrafen, musste die Exekutive der Wallonischen 
Region der Teilnahme der Provinz Lüttich zustimmen. Der 
RdK verabschiedete dazu am 22. Dezember 1983 eine ent¬ 

sprechende Resolution an die wallonische Exekutive.25 Ge¬ 
genstand der Debatten war die Rolle der Provinz Lüttich: 
Die PDB erblickte in deren Führung die Hauptverantwort¬ 
lichen für die Trägheit des Prozesses, diese zeige keine Sen¬ 
sibilität für die Probleme der Grenzregionen. Die anderen 
Parteien zeigten demgegenüber die Komplexität der Ent¬ 
scheidungsprozesse auf und verwiesen darauf, dass die Ver¬ 
spätung der Provinz von den anderen Partnern in der 
Region billigend in Kauf genommen worden sei. 

In Lüttich nahmen die Zweifel an den Partnern in 
Deutschland und den Niederlanden jedoch zu. Die Situa¬ 
tion eskalierte im Herbst 1985, als Provinzgouverneur Gil¬ 
bert Mottard mit dem Austritt aus der Euregio drohte. Die 
Regierung der DG sah sich zu einer Erklärung genötigt. Da¬ 
bei stellte Ministerpräsident Fagnoul unmittelbar die Frage, 
„ob die Deutschsprachige Gemeinschaft als gleichberech¬ 
tigter Partner der Euregio zu sehen ist, oder ob eine punk¬ 
tuelle Mitbeteiligung der Gemeinschaft unser Ziel sein 
muß“.26 Während die PDB klar für die erste Option stand, 
tendierten CSP, PFF und SP zur zweiten. Die Argumentation 

Am 8. September 2016 fand das Treffen der deutschsprachigen Staatsoberhäupter in Eupen statt, an dem die Staatsoberhäupter 
von Luxemburg, Liechtenstein, der Schweiz, Belgiens und Deutschlands teilnahmen. Österreich hatte vor dem Hintergrund der 
Bundespräsidentenwahl 2016 nicht an dem Treffen teilgenommen. 
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der PDB war idealistisch, da sie in der Euregio eine notwen¬ 
dige Form des europäischen Engagements der deutschspra¬ 
chigen Belgier sah, und taktisch, sah sie in den Vorgängen 
doch eine Bestätigung ihrer ablehnenden Haltung gegen¬ 
über der Provinz Lüttich.27 Die CSP sah in der Euregio ein 
Mittel zum Zweck der guten nachbarschaftlichen Zusam¬ 
menarbeit unter vielen und wollte deren Rolle auf ein reales 

Maß zurückgestutzt sehen - sie verwies auf die Gemeinde¬ 
ebene, aber auch auf den Einsatz deutscher Rettungshub¬ 
schrauber in der DG, der ohne die Euregio zustande 
gekommen sei.28 Die SP machte vor allem verfassungs- und 
institutionenrechtliche Bedenken gegenüber einer Vollmit¬ 
gliedschaft geltend.29 

Der von den traditionellen Parteien auch als solcher ein¬ 

gestandene Meinungsumschwung,30 der schließlich 
1991/1992 in die Vollmitgliedschaft mündete, rührte aus 
verschiedenen Entwicklungen. Die DG nahm ihre Befug¬ 
nisse in den Außenbeziehungen stetig selbstbewusster 
wahr: 1986 billigte sie das 1980 in Madrid Unterzeichnete 
„Europäische Rahmenabkommen über die grenzüber¬ 
schreitende Zusammenarbeit zwischen Gebietskörper¬ 
schaften“.31 Alle Partner erkannten, dass der Euregio als 
Beratungsorgan bei den Vorbereitungen zur Realisierung 
des europäischen Binnenmarktes durchaus eine wichtige 
Rolle zukam. Zudem lud die Schaffung des Interreg-Pro-
gramms der EG mehr denn je zur Institutionalisierung von 
grenzüberschreitender Zusammenarbeit ein.32 Ein weiterer 
Grund lag in der Festigung der euregionalen Strukturen 
mit der Überführung in eine Stiftung niederländischen 
Rechts im Jahr 1991. 

Euregio Maas-Rhein und Großregion 

Am 29. Juni 1992 beschloss der Vorstand der Stiftung Eu¬ 
regio Maas-Rhein, die DG als Vollmitglied aufzunehmen.33 
Sie war nunmehr der kleinste und gleichzeitig der instituti¬ 
onell stärkste Euregio-Partner und der einzige mit Gesetz¬ 
gebungshoheit.34 Da die Stichting durch die Partner 
finanziert wurde, selbst grenzüberschreitende Projekte ini¬ 
tiierte und durchführte und auf die Investitionsprioritäten 
der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit einwirkte, be¬ 
schloss der Vorstand der Stichting, die Legitimation ihrer 
Entscheidungen zu stärken und einen Euregiorat mit bera¬ 
tender Funktion zu gründen.35 

Im Dezember 1998 trat die DG auch der Großregion bei. 
Zunächst waren die belgischen Partner - neben der DG 
auch die Wallonische Region - nur Beobachter in deren 
Gremien. Ab 2006 wurde die bis dahin auf das Saarland, 
Lothringen und Luxemburg beschränkte Kooperation um 
die DG und die Wallonische Region als vollwertige Mitglie¬ 
der erweitert. 

Seit der Unterzeichnung des Schengener Abkommens am 
14. Juni 1985 rückten die Grenzregionen zunehmend in 
den Blick der europäischen Institutionen. Nach einer Pro¬ 
bephase 1988/1989 unterstützte die Europäische Kommis¬ 
sion ab 1990 die grenzüberschreitende Zusammenarbeit 
durch Interreg-Programme.36 Von Beginn an war die DG, 
etwa in den Bereichen Tourismus und Arbeitsmarkt, am 
Interreg-Programm „Euregio Maas-Rhein“ beteiligt.37 2000 
wurde sie zudem Partner des Interreg-III-Programms 
„Deutschland - Luxemburg - Deutschsprachige Gemein¬ 
schaft“, einem der drei Vorläufer des Interreg-Programms 
der Großregion.38 

Angeregt durch die politischen und institutionellen Ent¬ 
wicklungen zu Beginn der 1990er Jahre riet der PDB-Frak-
tionsvorsitzende Gerhard Palm der Regierung 1992, „in 
[ijhrer Verwaltung einen Beamten, vielleicht sogar meh¬ 
rere, speziell damit [zu] beauftragen, die schnellsten Wege 
durch das Labyrinth der EG-Zuschüsse zu suchen [...]“.39 
Die grenzüberschreitende Zusammenarbeit und die Ver¬ 
waltung von EU-Förderprogrammen - neben den Interreg- 
Programmen auch der Europäische Sozialfonds (ESF) sowie 
die Förderungen im Bereich ländliche Entwicklung und 

Die Vertretung der Deutschsprachigen Gemeinschaft in Brüssel 
besteht seit 2005 im Hotel de Brouckere. Die Vertretung soll 

es der DG erlauben, mit anderen Gebieten in Belgien und der 
Europäischen Union in Kontakt zu treten. 
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Nicht nur die Deutschsprachige Gemeinschaft pflegte Be¬ 
ziehungen zu anderen Institutionen. Auch die ostbelgischen 
Gemeinden knüpften Städtepartnerschaften. Die Stadt Sankt 
Vith hat beispielsweise seit 1983 eine Partnerschaft mit der 
Stadt Kerpen. 

Bildung - sollten eine feste Größe in den Außenbeziehun¬ 
gen der Gemeinschaft bleiben. 

Außenbeziehungen im Brüsseler Windschatten 

In der ersten Hälfte der 1990er Jahre wurden die Außen¬ 
beziehungen in erheblichem Ausmaß von exogenen Ein¬ 
flüssen geprägt. Doch wenngleich die DG-Exekutive ihre 
Entscheidungsspielräume nutzte, gingen prägende Ent¬ 
wicklungen der ostbelgischen Außenpolitik in dieser Phase 
nicht von Eupen, sondern in mehrfacher Hinsicht von 

Brüssel aus. Zu den stärksten Impulsen zählten dabei der 
belgische Föderalisierungsprozess und die europäischen In¬ 
tegrationsentwicklungen durch den Maastrichter Vertrag. 

Im europäischen Kontext wurde das Recht, im Rahmen 
der Zuständigkeiten der Gemeinschaften internationale 
Verträge zu schließen, zur mitunter belastenden Pflicht.40 
Internationale Verträge, die die Zuständigkeiten der belgi¬ 
schen Gliedstaaten betrafen, erforderten fortan auch die 

Zustimmung der jeweiligen Legislativen. Das Rahmenab¬ 
kommen vom 30. Juni 1994 regelte darüber hinaus die Ver¬ 
tretung Belgiens in internationalen Organisationen und 
Netzwerken, die nach einem analogen Prinzip funktio¬ 
niert.41 So ist die DG unter anderem Teil der belgischen De¬ 
legation im Europarat, in der OECD und der UNESCO. 

Doch was die Gleichheit aller Regionen und Gemein¬ 
schaften im Königreich unterstrich und den Gestaltungs¬ 
spielraum sowie die Sichtbarkeit der DG erhöhte, bedeutete 
eine gewaltige Herausforderung. Eine Überforderungsangst 
deutete sich etwa während der DG-Ratsdebatten über den 

Dekretentwurf zur Billigung des Vertrags über die Europäi¬ 
sche Union (Maastrichter Vertrag), den die Mitgliedstaaten 
am 7. Februar 1992 unterzeichnet hatten, an. Die starke 
Rolle, die der Maastrichter Vertrag den Gemeinschaften 
und Regionen zusprach, belaste die Abgeordneten des RDG 
zusätzlich, so der Ecolo-Fraktionsvorsitzende Lambert Jae- 
gers, der für seine Partei das Vertragswerk als unzulänglich 
ablehnte. 

„Sie können mir glauben - und ich bin sicher, daß ich 
nicht der einzige bin, dem es so geht -, daß mich die 
Arbeit im Rat der Deutschsprachigen Gemeinschaft zur 
Zeit überfordert. Ich frage mich, woher ich die Zeit und 
die Kraft nehmen sollte, um mich nach Feierabend 
intensiv und seriös mit all diesen Angelegenheiten 
auseinanderzusetzen.4,42 

Auch Teile der PFF-Fraktion schlossen sich der kritischen 

Haltung gegenüber dem Maastrichter Vertrag an. Alfred 
Evers zeigte sich skeptisch und warnte, „Europa [würde] 
ohne genügende Harmonisierung liberalisier[t]“ und „ein 
erbarmungsloser Konkurrenzkampf einsetzen [...].“43 

Bezugnehmend darauf, dass inzwischen auch medial be¬ 
richtet wurde, die DG könne den Vertrag ablehnen und da¬ 
mit die Ratifizierung Belgiens verhindern,44 stellte der 

NOTWENDIGE ÖFFNUNG ODER EINE NUMMER ZU GROSS? 
VON CHRISTOPH BRÜLL UND ANNA QUADFL1EG 



SP-Abgeordnete Edmund Stoffels klar: „Bleiben wir realis
tisch: 70 000 Ostbeigier werden und können die belgische 
Zustimmung zum Vertrag zur Europäischen Union nicht 
verhindern.“45 Trotz der in der Debatte deutlich geworde
nen Herausforderungen, die mit der neuen europäischen 
Ordnung einhergingen, setzten sich die DG-Regierung und 
die Mehrheit der Ratsmitglieder für eine starke Repräsenta
tion der Gemeinschaft auf europäischer Ebene ein.46 

Gemäß Artikel 146 des Maastrichter Vertrags können die 
Mitglieder von Regionalregierungen im Rat der Europäi
schen Union (Ministerrat) stellvertretend für den jeweili
gen Mitgliedstaat sprechen.47 Belgien wird entsprechend 
der jeweiligen Zuständigkeit von den Föderal-, Gemein
schafts- oder Regionalministern vertreten.48 Während ein 
zwischen dem Föderalstaat, den Gemeinschaften und Regi
onen vereinbartes Rotationsprinzip und eine vom Außen
ministerium koordinierte Abstimmung die Vertretung 
Belgiens im Ministerrat gewährleisten,49 bestand in Bezug 
auf die repräsentative Vertretung in anderen EU-Institutio-
nen zunächst größerer Aushandlungsbedarf. Dies war bei
spielsweise beim Ausschuss der Regionen der Fall, in den die 
DG mittels eines Kompromisses einzog, indem Flamen und 
Frankophone jeweils ein halbes Mandat abtraten.50 

In der Frage der Sitzverteilung für die Wahlen zum Euro
paparlament konnte die DG einmal mehr von langjährigen 
Streitigkeiten zwischen Flamen und Frankophonen profi
tieren. Bei den Europawahlen 1989 wurden Belgien 24 Sitze 

zugestanden, von denen 13 auf flämische und elf auf fran
kophone Wahlkreise entfielen.5'1 Diese nicht dem Bevölke
rungsproporz entsprechende Aufteilung wurde von 
flämischer Seite intensiv kritisiert, und im Rahmen der 

Verhandlungen über die Regierungsbildung 1992 wurde 
eine Abänderung beschlossen. Dem flämischen Wahlkolle
gium wurden für die nächsten Europawahlen 14 Sitze zuge
sprochen, den Frankophonen zehn Sitze. Nach der 
deutschen Wiedervereinigung und der damit einhergehen
den Vergrößerung des Europaparlaments erhielt Belgien je
doch einen zusätzlichen 25. Sitz, was die ausgehandelte 
Balance zwischen den beiden Landesteilen gefährdete. 

Doch in der Frage, ob die DG einen Sitz im Europaparla
ment für sich einfordern sollte, waren sich nicht alle Frak
tionen des RDG einig. Zwar nahm der Rat einen diese 
Forderung beinhaltenden Resolutionsvorschlag zum Aus
bau des Autonomiestatuts der Deutschsprachigen Gemein
schaft am 25. Mai 1992 an.52 Ecolo hatte sich bei der 

Abstimmung jedoch aus demokratietheoretischen Erwä
gungen enthalten, da für die DG nur ein Abgeordneter ins 
EU-Parlament würde einziehen können und somit keine 

pluralistische Vertretung der Interessen aller deutschspra
chigen Belgier gewährleistet werden könne.53 

Auf Vorschlag von Premierminister Dehaene (CVP) 
wurde im St.-Michaels-Abkommen vom 29. September 
1992 festgehalten, dass die deutschsprachigen Belgier einen 
Sitz im EU-Parlament erhalten sollten.54 

Während die Stadt Sankt Vith mit Kerpen eine Städtepart
nerschaft eingegangen war, war die Stadt Eupen seit 1974 zur 

Förderung des kulturellen und wirtschaftlichen Austauschs mit 
dem flämischen Temse verschwestert. 

Am 12. Juni 1994 waren schließlich 45.219 deutschspra
chige Belgierinnen und Belgier aufgerufen, ihre Stimme für 
die Wahlen zum Europaparlament - erstmals elektronisch 
- in einem eigenen Wahlkreis abzugeben.55 Seit Bestehen 
des eigenen Wahlkreises gewann die CSP jedes Mal das 
Mandat für das Europaparlament. 

Der Föderalisierungsprozess und die europäischen 
Integrationsentwicklungen forderten die DG in neuem 
Maße heraus. Bei überschaubaren personellen Ressourcen 
hatte sie nicht viel Zeit, in die ihr qua Verfassung zugestan
denen neuen Aufgaben hineinzuwachsen. Nachdem sich 
die Europäische Gemeinschaft seit 1989 durch die Förde
rung der grenzüberschreitenden Zusammenarbeit in Ost
belgien zeigte, zog die DG ab 1993/1994 auch in die 
höchsten Entscheidungsebenen der EU ein. Im Wind
schatten der Brüsseler Entwicklungen musste die kleinste 
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belgische Gemeinschaft einerseits auf ihre Gleichberech¬ 
tigung pochen und andererseits die damit verbundenen 
Herausforderungen und die aufkeimende Überforderungs¬ 
angst bewältigen. 

Ein neuer Wind nach dem Regierungswechsel 

Mit dem Wechsel an der Regierungsspitze der DG im Jahr 
1999 brach ein neues Kapitel für die Außenbeziehungen an. 
Bereits in seiner Funktion als Minister hatte Karl-Heinz 

Lambertz (SP) im Rahmen seiner Zuständigkeiten auf ei¬ 
nen Ausbau der Außenbeziehungen gesetzt. So etwa beim 
Lehrlingsaustausch zwischen der DG und dem branden-
burgischen Eisenhüttenstadt nach der Übernahme von 
Eko-Stahl durch den belgischen Stahlkonzern Cockerill 
Sambre, der ein Pfeiler der über mehr als zwei Jahrzehnte 
währenden Kooperation unter dem Slogan „von Osten zu 
Osten“ mit dem Landkreis Oder-Spree wurde.56 Auch für 
die bis heute intensive Kooperation mit dem Landschafts¬ 
verband Rheinland hatte Lambertz mit der Unterzeichnung 
eines Abkommens über die Unterbringung gefährdeter Ju¬ 
gendlicher aus der DG in den Erziehungshilfe-Einrichtun¬ 
gen im Rheinland einen wichtigen Grundstein gelegt.57 Ab 
der Jahrtausendwende formte Lambertz, nun als Minister¬ 
präsident mit der entsprechenden Zuständigkeit ausgestat¬ 
tet, die Außenbeziehungen weiter aus. 

Neben den Beziehungen zu anderen Staaten oder deren Ge¬ 
bieten spielten vor allem die innerbelgischen Beziehungen eine 
wichtige Rolle. Das Bild zeigt die Unterzeichnung eines Koope¬ 
rationsabkommens zwischen der Deutschsprachigen Gemein¬ 
schaft mit Joseph Maraite und der Französischen Gemeinschaft 
mit Laurette Onkelinx am 12. April 1995. 

In den Jahren 2001 bis 2004 wurden die teilweise bereits 
in den 1980er Jahren abgeschlossenen und in den 1990er 
Jahren erneuerten Zusammenarbeitsabkommen mit den 
Gemeinschaften, den Regionen und der Provinz an die je¬ 
weils neuen Zuständigkeiten nach der fünften Staatsre¬ 
form angepasst, erweitert oder es wurden neue spezifische 
Abkommen in bestimmten Bereichen abgeschlossen.58 An 
der neuen Qualität der Zusammenarbeit ließ Lambertz bei 
der Diskussion um das Flandern-DG-Abkommen Anfang 
2002 keinen Zweifel. Sie eröffneten neue Kooperations¬ 
möglichkeiten in allen Zuständigkeitsbereichen der Ge¬ 
meinschaft, so Lambertz.59 Das „vitale Interesse“ an den 
Beziehungen zu den inländischen Nachbarn bestätigte die 
CSP ebenso wie die anderen PDG-Fraktionen. Zwar warnte 

die PJU-PDB vor einer Vereinnahmung seitens der Walloni¬ 
schen Region,60 doch auch in diesem Punkt herrschte frak-
tionsübergreifende Einigkeit: Die innerbelgischen 
Beziehungen mussten auf Gleichheit der Bestandteile des 
belgischen Staates fußen.61 

Die grenzüberschreitenden Beziehungen der DG gestal¬ 
teten sich weiterhin in erster Linie im Rahmen der Euregio 
Maas-Rhein und der Großregion. Im Januar 2007 zog das 
Büro der Euregio Maas-Rhein (EMR) nach Eupen. Nicht 
nur für Lambertz war mit dem Umzug eine „Aufwertung 
des Standortes Ostbelgien“ verbunden.62 

Ob im Rahmen der multilateralen grenzüberschreiten¬ 
den Zusammenarbeit in den beiden Verbünden oder der 

bilateralen Zusammenarbeit mit den angrenzenden Part¬ 
nern, aus den unmittelbar grenzüberschreitenden Kontak¬ 
ten entstanden die meisten und konkretesten Kooperationen 
in sämtlichen Zuständigkeitsbereichen der DG. Die Mehr¬ 
heitsfraktionen im Rat wurden nicht müde, sie als Beispiele 
für den Nutzen der grenzüberschreitenden Zusammenar¬ 
beit heranzuziehen. Der SP-Abgeordnete Charles Servaty 
und der PDB-Abgeordnete Gerhard Palm hoben 2007 bei¬ 
spielsweise die grenzüberschreitenden Polizei-, Feuerwehr¬ 
und Rettungseinsätze hervor.63 Mit dem Landschaftsverband 
Rheinland entwickelte die DG-Regierung eine Zusammen¬ 
arbeit, die seit der Unterzeichnung des Abkommens am 
4. Mai 2006 in Umfang und Intensität jener mit den belgi¬
schen Gemeinschaften gleicht.64

Umstrittener als die grenzüberschreitende Zusammenar¬ 
beit mit den Nachbarn in Deutschland, den Niederlanden 
und in Luxemburg waren die interregionalen Kontakte mit 

. 



Das Verhältnis der Gewerkschaften zu Grenzthematiken war ambivalent. Gerade gegen den Wegfall der europäischen Binnen¬ 
grenzen machten sie mobil. Das Bild zeigt das Abladen von 3 Tonnen Mist vor dem Hauptsitz der PSC in Brüssel von ostbelgi¬ 

schen CNE-Mitgliedern vor einem Treffen mit Justizminister Melchior Wathelet im Jahr 1991. 

nicht direkt benachbarten Regionen. Mit fast allen deut¬ 
schen und österreichischen Bundesländern, mit schweize¬ 
rischen Kantonen und mit Südtirol bauten die 

Lambertz-Regierungen Projekte oder bereichsübergreifende 
Kooperationen aus oder auf. Auch vor Kooperationen mit 
Nationalstaaten schreckte die kleinste belgische Gemein¬ 
schaft nicht zurück und schloss zwischen 2000 und 2002 

Zusammenarbeitsabkommen mit Frankreich, Luxemburg 
und Ungarn ab.65 Die umfassenden interregionalen und in¬ 
ternationalen Rahmenabkommen rückten die DG-Exeku- 

tive allerdings an ihre Ressourcengrenze.66 

Außenstellen der DG in Brüssel und Berlin 

Bereits in den 1980er Jahren hatte Ministerpräsident 
Maraite die Föderalregierung um die Bereitstellung von 
Räumlichkeiten für die DG in Brüssel ersucht. „Wenn man 

nicht die Möglichkeit hatte, im Kabinett eines Brüsseler 
Ministers zu arbeiten, musste man für einige Stunden mit 
seinen Akten in einem Cafe sitzen“, erinnerte Maraite sich 
an die missliche Lage der DG-Minister, die sich regelmäßig 
zu Terminen in der Hauptstadt aufhielten.67 1991 stellte die 
Nationalregierung der Gemeinschaft Räumlichkeiten im 

Erdgeschoss des Instrumentenmuseums in der Rue Mini¬ 
mes zur Verfügung, die in den Folgejahren auch als Konfe¬ 
renz- und Veranstaltungsort dienten.68 

Als sich um 2000 abzeichnete, dass das Jüdische Museum 
in die Räumlichkeiten der Rue Minimes einziehen sollte, 
war es an der Lambertz-Regierung, eine neue Außenstelle 
zu finden. Nach Verhandlungen mit der Föderalregierung 
übertrug diese der Gemeinschaft das repräsentative, aber 
renovierungsbedürftige „Hotel de Brouckere“ in der Jakob 
Jordaensstraat per Erlass vom 6. Dezember 2002.69 

Zum 1. Februar 2002 stellte die Regierung einen Mitar¬ 
beiter mit Dienstsitz in Brüssel ein.70 Der damals 26-jäh¬ 
rige, aus Koblenz stammende Jörg Horn sollte unter 
anderem Lobbyarbeit bei den europäischen Institutionen 
und Netzwerkarbeit mit den in Brüssel vertretenen Regio¬ 
nen leisten.71 Die Stellenbesetzung wurde jedoch nach we¬ 
nigen Monaten zum Skandal, als der BRF am 19. September 
2002 berichtete, Horn habe vor seiner Einstellung Beiträge 
in vom deutschen Verfassungsschutz als rechtsradikal ein¬ 
gestuften Zeitschriften publiziert. Was von Ministerpräsi¬ 
dent Lambertz zunächst als eine gegen ihn persönlich 
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Ein Blick auf den Internetauftritt der Comisa-Grenzlandschau 
im Jahr 2006. Jährlich wurde abwechselnd zwischen Sankt 
Vith und Prüm seit 1967 die Handelsmesse zur Förderung der 
Wirtschaft der beiden ländlichen Zentren ausgetragen. Auch 
diese Initiativen trugen zur Vertiefung der Außenbeziehungen 
bei. 

gerichtete Hetzkampagne heruntergespielt wurde, zog 
schnell größere Kreise. 

Weitere belgischen Medien, unter anderem La Meuse, Le 
Soir, RTBF und RTL-TVI, griffen das Thema auf und titelten 
etwa: „Jörg Horn est-il bien representatif?“72 Nicht nur das 
Image der Vertretung, sondern auch das der DG begann 
unter dem Fall zu leiden. Am 2. Oktober 2002 beschloss die 

Regierung schließlich, „den Vertrag von Herrn Horn mit 
sofortiger Wirkung zu kündigen [...]".73 Abgeschlossen war 
der Fall damit noch nicht. Die CSP forderte politische Kon¬ 
sequenzen. Längst ging es nicht mehr nur um eine Persona- 
lie. Auch die Angst, sich als deutschsprachige Belgier nicht 
ausreichend von Deutschland zu distanzieren, schwang 
mit. So kritisierte der CSP-Fraktionsvorsitzende Albert 

Gehlen die Besetzung der Stelle als Vertreter der DG mit 
einem Deutschen, woraufhin Lambertz ihm vorwarf, „[...] 
anti-deutsche Ressentiments zu schüren [...]".74 Nicht zu¬ 
letzt zeugte der „Fall Horn" von den offensichtlichen Defi¬ 
ziten der Einstellungspolitik, aber auch von der 
Schwierigkeit, qualifiziertes Personal aus Ostbelgien für 
das mitunter rutschige diplomatische Parkett in Brüssel zu 
gewinnen. 

Nach diesem Fehlstart der ständigen Präsenz der DG in 
Brüssel übernahm die erfahrene Exekutivbeamtin Myriam 
Pelzer, die als Koordinatorin des Dienstes für Außenbezie¬ 

hungen zeitgleich in Eupen tätig und Vertreterin des Minis¬ 
terpräsidenten bei der Großregion war, die Leitung der 
Vertretung.75 Obwohl sie zahlreiche Kooperationen und 
Veranstaltungsformate etablierte, schien in der breiten Be¬ 
völkerung noch nicht angekommen zu sein, welchen Mehr¬ 
wert die Vertretung in Brüssel bedeutete. Nachdem der 
vormalige BRF-Journalist Alexander Homann die Leitung 
der Vertretung am 1. September 2011 übernommen hatte, 
äußerte er gegenüber dem Grenz-Echo: „Irgendwann wird 
man einsehen, dass das ganz nützlich ist.“76 

Neben der eigenen Vertretung entsandte die DG ab dem 
15. März 2007 mit Xavier Kalbusch auch einen Repräsen¬
tanten der Gemeinschaft in die Ständige Vertretung Belgi¬
ens bei der EU. Der Lambertz-Regierung, die bereits 2001
die Entsendung eines Repräsentanten in die Ständige EU- 
Vertretung Belgiens angekündigt hatte, war außer an ei¬
nem besseren Zugang zu Informationen auch daran
gelegen, auf gleicher Stufe mit den anderen Gemeinschaf¬
ten und Regionen in der Ständigen Vertretung des König¬
reichs präsent zu sein.77

Nicht nur in Brüssel, auch in der deutschen Bundes¬ 
hauptstadt sollte die Vertretung der DG gestärkt werden. 
Bereits unter der Regierung Maraite verfügte die DG über 
ein Büro in der belgischen Botschaft in Berlin.78 Eine perso¬ 
nelle Präsenz der DG war jedoch zunächst nicht eingerich¬ 
tet worden und stand, wenn man den rückblickenden 
Ausführungen Maraites folgt, unter CSP-Führung auch 
nicht zur Disposition.79 

Konkrete Formen nahm Lambertz’ Vorhaben im Juni 
2006 an, als die Regierungen der Wallonischen Region und 
der DG in einer gemeinsamen Regierungssitzung beschlos¬ 
sen, eine gemeinsame Vertretung einzurichten, die von ei¬ 
nem Delegierten der DG geleitet werden sollte.80 Karl-Heinz 
Lambertz zeigte sich überzeugt, dass 

„[...] die Deutschsprachige Gemeinschaft ihre Möglich¬ 
keiten als Bindeglied [somit] nicht nur in schöne Worte 
kleiden, sondern tagtäglich in konkrete Taten umsetzen 
[könne]".81 

Noch bevor die gemeinsame Vertretung eingerichtet 
wurde, trat die erste Delegierte der DG ab dem 2. Mai 2007 
ihren Dienst im Gebäude der belgischen Botschaft an.82 Als 
die Regierungen der DG, der Wallonischen Region und der 
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Französischen Gemeinschaft am 3. Juli 2008 die Vereinba¬ 
rung über eine gemeinsame Vertretung in Berlin Unter¬ 
zeichneten, konnte die DG somit bereits auf erste 
Erfahrungen aufbauen. Als ersten Delegierten der gemein¬ 
samen Vertretung bestellte die Regierung mit Stephan Förs¬ 
ter den Leiter des Fachbereichs Außenbeziehungen im 
Ministerium der DG, der ab dem 1. September 2008 in Per¬ 
sonalunion die Vertretung in Berlin leitete.83 

Mit dem Aufbau der Vertretung in Berlin war auch für 
Ministerpräsident Lambertz die Expansion der DG zu¬ 
nächst abgeschlossen, wie er dem Grenz-Echo erklärte: 
„Der Kraftakt, die DG auf die Landkarte der Außenbezie¬ 
hungen zu setzen, hat ein Ende.“84 

Personeller Aufwuchs und Strategie für die 
Außenbeziehungen 

Mit der Intensivierung der Außenbeziehungen ging auch 
ein personeller Aufwuchs einher. Im Zuge der Verwaltungs¬ 
reform der DG-Exekutive 2002 wurde der Dienst Außenbe¬ 

ziehungen im Ministerium der DG von zwei auf sechs 
Personen vergrößert. Mit Herbert Lennertz und Manfred 
Bohn wurden zwei Beamte aus der Verwaltungsspitze in 
den Dienst Außenbeziehungen versetzt.85 Bis 2007 wuchs 
die Equipe des Fachbereichs Außenbeziehungen auf neun 
und bis 2012 auf 20 Mitarbeitende an, die zum Teil in den 
Vertretungen in Brüssel und Berlin oder bei der Euregio 
Maas-Rhein arbeiteten, überwiegend aber in Eupen die eu¬ 
ropäischen Förderprogramme verwalteten. 

Nach einer ersten Professionalisierungsphase mit dem 
Ausbau des Fachbereichs Außenbeziehung hatte die DG- 
Exekutive 2006 eine Bestandsaufnahme der Außenbezie¬ 

hungen in der Schriftenreihe des Ministeriums 
herausgebracht.86 Darauf aufbauend entwickelte sie strate¬ 
gische Leitlinien, die sie in der Regierungserklärung zur 
Lage der DG im September 2006 formulierte. Die Außenbe¬ 
ziehungen sollten dazu dienen, 

„die DG in Belgien und im europäischen Ausland zu 
positionieren, ein vollständiges Dienstleistungsangebot 
für die Bevölkerung der Gemeinschaft zu gewährleisten, 
die Qualität der Dienstleistungen durch Austausch zu 
erhöhen und die eigenen Gestaltungsmöglichkeiten zu 
erweitern“.87 

2007 ergänzte die Regierung diese Zielsetzungen durch 
eine Priorisierung ihrer Tätigkeiten. An erster Stelle stan¬ 
den die innerbelgischen Beziehungen, gefolgt von den Auf¬ 
gaben der Gemeinschaft im Rahmen der EU. Dann folgten 
die grenzüberschreitenden Kooperationen, die Zusammen¬ 
arbeit mit dem deutschsprachigen Ausland und schließlich 
das Engagement in internationalen Netzwerken und Orga¬ 
nisationen.88 

Was Lambertz und seine Regierung als nützliches Instru¬ 
ment zur Gestaltung der Gemeinschaftsautonomie be¬ 
trachteten, ging für andere jedoch über die Grenzen des 
Zweckmäßigen hinaus. 

Abrechnung: Kosten und Nutzen der 
Außenbeziehungen in der Debatte 

Bereits seit den 1980er Jahren wurden die Kosten der 
DG-Außenpolitik und insbesondere der Auslandsreisen der 
Regierungsmitglieder von der Opposition kritisiert. Als der 
für Sport zuständige DG-Minister Mathieu Grosch und 
Sportinspektor Paul Ortmann 1988 auf Einladung des Bel¬ 
gischen Olympischen und Interföderalen Komitees (BOIK) 
zu den Olympischen Spielen nach Seoul gereist waren, wet¬ 
terte der PDB-Abgeordnete Gerhard Palm gegen „[...] Mi¬ 
nister, die auf Kosten des Steuerzahlers nach Seoul in 
Urlaub fahren“.89 Sicher handelte es sich bei der Koreareise 

nicht um eine regelmäßige Destination der DG-Exekutive. 
Doch auch die Kosten einer Südtirolreise des Ministerpräsi¬ 
denten im Mai 1992 kritisierte Palm in einer Interpella¬ 
tion, auf die Joseph Maraite antwortete: 

„Würden wir keine offiziellen Besuche abstatten, würden 
wir einen Rüffel bekommen. Gehen wir aber zu interna¬ 
tionalen Versammlungen oder machen wir solche 
Besuche, dann heißt es, wir geben zu viel Geld aus. “90 

Diese noch recht harmlose Beanstandung der mit den 
Auslandsreisen von Regierungsmitgliedern verbundenen 
Kosten bahnten die Debatten, die in den 2000er Jahren fol¬ 
gen sollten, nur an. Die Kritik der Opposition, aber auch 
Stimmen aus der Bevölkerung gewannen an Schärfe, als die 
Regierung sich Mitte der 2000er Jahre zu Sparmaßnahmen 
in anderen Bereichen gezwungen sah.91 

Deutlich wurde dies etwa in einer mehrstündigen 
Debatte über den Bericht zur Aussprache über die Außen- 
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beziehungen der DG am 26. Februar 2007. Das Wort „Kos¬ 
ten“ fiel in der Sitzung 19-mal, davon siebenmal in der 
Wortkombination „Kosten-Nutzen-Analyse“ bzw. „Kosten- 
Nutzen-Rechnung“.92 Lambertz hob in seiner einleitenden 
Stellungnahme nachdrücklich hervor, die laufenden Kos¬ 
ten der Außenbeziehungen schlügen mit 460.000 Euro und 
somit lediglich 0,27 Prozent des Gesamthaushalts der DG 
zu Buche.93 Dass er dabei Abgeordnete, die den überwiegen¬ 
den Nutzen der Außenbeziehung nicht einsehen wollten, 
als „dumm“94 bezeichnete, wird die Diskussion im Parla¬ 
ment der DG nur weiter angefacht haben. 

Die Debatte verdeutlicht einmal mehr, dass die Positio¬ 
nierung der ostbelgischen Abgeordneten zu den Außenbe¬ 
ziehungen der Gemeinschaft stark davon abhing, ob sie den 
Mehrheitsfraktionen oder der Opposition angehörten. Jo¬ 
seph Maraite rechtfertigte beispielsweise die Außenbezie¬ 
hungen, soweit seine Regierung sie bis 1999 vorangetrieben 
hatte, darüber hinausgehende Unternehmungen seines 
Nachfolgers bewertete er kritisch. Der Meinungsum¬ 
schwung seines Parteikollegen Albert Gehlen schaffte es 
sogar in die Medien: 

„Dass Albert Gehlen [auf die Vertretung in Berlin] so 
gereizt reagierte, verwundert etwas. Als Mitglied des 
Auswärtigen Ausschusses hat er wiederholt für das kleine 
Belgien in der großen weiten Welt geworben. “95 

Eine interessante Wendung vollzogen auch Vertreter der 
PDB. So zeigte sich u. a. Gerhard Palm nach der Regie¬ 
rungsbildung unter Beteiligung der PDB 2004 nachsichti¬ 
ger. Bereits in den 1980er und 1990er Jahren hatte er sich 
als einer der Ersten mit der Kritik an den Kosten der Außen¬ 

beziehungen hervorgetan. 2007 räumte er ein: 

,,[W]enn wir uns zu Nachbarn und Freunden begeben, 
dann dürfen wir nicht gleich die Frage stellen, was wir 
denn für Vorteile oder für einen unmittelbaren Nutzen 
davon haben. “96 

Als die Diskussionen um die Auslandsaufenthalte bereits 

brodelten, stellte die Ecolo-Abgeordnete Franziska Franzen 
im März 2011 im Parlament eine schriftliche Frage nach 
den Kosten und dem Mehrwert der Auslandsreisen aller 

Minister für das Jahr 2010. Doch obwohl die Daten verfüg¬ 
bar waren und die Minister Paasch, Weykmans und Möl¬ 
lers ihre jeweiligen Angaben im April 2011 an das Kabinett 

des Ministerpräsidenten übermittelt hatten, beantwortete 
Karl-Heinz Lambertz die Frage zunächst nicht - er habe 
keine Zeit gehabt, eine aufwändige Nutzenanalyse anstel¬ 
len zu lassen.97 Lambertz vermutete eine durch Kommen¬ 

tare in Online-Foren angestachelte „Jagd auf die 
Regierungsmitglieder“ und ein „Spielchen [...] seitens der 
Presse“,98 wobei er insbesondere das Grenz-Echo hervorhob, 
dem er eine „unappetitliche Polemik“ vorwarf.99 Erst im Fe¬ 
bruar 2013 konnte das Grenz-Echo - dem die 19-seitige 
Antwort der Regierung am selben Tag zuging wie dem Par¬ 
lament - titeln: „32 Reisen, 46.198,25 Euro, fast zwei 
Jahre“.100 Auf die Veröffentlichung folgten zahlreiche Kom¬ 
mentare und Leserbriefe, die vom Unmut über die Kosten 
der Auslandsreisen und den Umgang des Ministerpräsiden¬ 
ten mit der parlamentarischen Frage zeugten.101 

Welchen langfristigen Einfluss die Debatte auf die Au¬ 
ßenbeziehungen der DG hatte, zeigte die „Grundsatzerklä¬ 
rung des Parlaments der Deutschsprachigen Gemeinschaft 
im Hinblick auf die Gestaltung und Behandlung der Au¬ 
ßenbeziehungen“ vom 19. November 2012.102 Abgesehen 
von der Konsolidierung der innerbelgischen, grenzüber¬ 
schreitenden und europäischen Tätigkeit des Parlaments 
selbst, bekräftigt sie auch 

„[...] die Aufgabe des Parlaments, die Regierungspolitik 
in Sachen Außenbeziehungen parlamentarisch zu beglei¬ 
ten, zu orientieren und zu kontrollieren sowie diesbezüg¬ 
lich einen regelmäßigen Informations- und Meinungs¬ 
austausch vorzusehen“.103 

Das Grenz-Echo betonte, die Regierung müsse fortan vor 
dem Parlament Rechenschaft über ihre Aktivitäten im Be¬ 

reich Außenbeziehungen ablegen.104 

Ausblick und Fazit 

Eine komprimierte Geschichte der institutionellen Au¬ 
ßenbeziehungen der DG der vergangenen 50 Jahre lässt 
zwangsläufig Lücken offen, wenn man „unter Außenbezie¬ 
hungen [...] alle Formen der Interaktion über die Grenzen 
der DG hinweg [...] versteh[t]“, wie es die DG-Regierung 
tat.105 So erhebt auch der vorliegende Beitrag keinen An¬ 
spruch auf Vollständigkeit. Nicht alle Akteure, Projekte 
und Abkommen konnten in diesem Rahmen behandelt 

werden. Vielmehr liegt erstmals eine Darstellung der Au¬ 
ßenbeziehungen vor, die deren Bedeutung im Spiegel der 
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parlamentarischen und medialen Auseinandersetzung auf¬ 
zeigt und die verschiedenen Entwicklungsphasen der DG 
berücksichtigt. 

Die Außenbeziehungen der DG entwickelten sich seit den 
1990er Jahren einerseits vor dem Hintergrund exogener 
Faktoren, in deren Rahmen die Regierung ihren Entschei¬ 
dungsspielraum nutzen konnte. In den 1990er Jahren schu¬ 
fen die belgische Föderalisierung und die europäische 
Integration neue Rahmenbedingungen, unter denen sich 
die Außenbeziehungen weiter ausformten. Doch wo die 
Gleichberechtigung mit den anderen belgischen Gliedstaa¬ 
ten erreicht wurde, mussten auch neue Aufgaben bewältigt 
werden. Der Überforderungsangst stand eine zweite Angst, 
die Minderheitenangst, nicht als mit den anderen belgi¬ 
schen Gliedstaaten gleichwertiger Partner angesehen zu 
werden, gegenüber. Sie bewegte die Regierung dazu, sich für 
die gemessen an der Bevölkerungsgröße überproportional 
starke Vertretung der DG in den europäischen Institutio¬ 
nen einzusetzen. 

Andererseits spielten aber auch die jeweiligen Prioritäten, 
die die DG-Regierungen den Außenbeziehungen einräum¬ 
ten und die sich letztlich auch zeitlich, personell und fi¬ 
nanziell niederschlugen, eine entscheidende Rolle. Ab 1999 
formte die Regierung die Außenbeziehungen zu einem Ins¬ 
trument der Autonomiegestaltung aus, das vielfach mit 
dem Lambertz'schen Satz „Autonom sein heißt nicht, alles 
selbst zu machen, sondern offen zu sein für Zusammenar¬ 
beit“ Umrissen wurde.106 Gleichzeitig zeugte Lambertz’ 
Handeln von seinem neuen Verständnis der Rolle der DG 

in Europa. Was für die Regierungsparteien Chance zur Po¬ 
sitionierung der DG und zur Gestaltung der Zuständigkei¬ 
ten war, hielten andere für prätentiös, wie in zahlreichen 
Debatten deutlich wurde. Inwiefern die Regierungen die 
Außenbeziehungen verhältnismäßig und effizient gestalte¬ 
ten, kann hier nicht abschließend bewertet werden, zumal 
die konkreten Kosten teilweise einem mittelbaren Nutzen, 
wie der Bekanntheit Ostbelgiens, gegenüberstehen. Eine 
solche Untersuchung, die vor dem Hintergrund der darge¬ 
legten Entwicklungen sowohl von akademischem als auch 
von praktischem Interesse wäre, muss weiteren Studien 
überlassen bleiben. 
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